
Der Markus Söder hat sich
das so schön vorgestellt,
wie er vom idyllischen
Oberbayern aus mal eben
Deutschland aufmischt –

und dann steht der Bauer auf derWiese.
Fast 2000 sind vor dem Kloster Seeon
aufmarschiert mit Treckern undWut im
Bauchundmit Schildern, auf denen gars-
tige Sachen stehen wie: „CSU = Heimat?
Ich fühl’mich vertrieben!“DerHerrVor-
sitzendewürde zumAuftakt der alljährli-
chen CSU-Landesgruppentagung lieber
neue Dynamik in der Groko anmahnen
und auf Kabinettsumbildungen dringen.
Doch es hilft nichts. Er muss erst raus
auf die Wiese, wo sie von Scheiße re-
den. Und zwar wortwörtlich.
Vornehmer heißt die Gülle, aber mit

vornehm ist gerade Schluss auf dem
Land. Die geplante neue Gülleverord-

nunghatdenAnstoßfürdieProtestwelle
gegeben,diedieSelbsthilfegruppe„Land
schafft Verbindung“ koordiniert. Rück-
sichtslos, teuer, unpraktikabel, einKopf-
produktBrüsselerundBerlinerÖko-Fun-
damentalisten, so der Tenor der Kritik.
Der Versuch der CSU-Promis, die Wut
auf die Grünen abzulenken, geht aller-
dings schief. „Sie sind schon so lange
dort’n“, ruft ein Älterer zur Tribüne auf
einem Ladewagen hinauf. „Aber so
schlecht hammanochnie dag’standen!“
Die Szene im milden Wintersonnen-

schein illustriert sehr schön,wasder Ed-
mund Stoiber gerade gesagt hat über die

vielen Aufgaben, die auf den Minister-
präsidenten in Bayern warten und ihn –
sagt der Stoiber, sagt aber auch ständig
der Söder selbst – davon abhalten, sich
näher für das Kanzleramt zu interessie-
ren. In gut zwei Monaten stehen Kom-
munalwahlen an. Ist der Bauer sauer,
wählt er womöglich im Söder’schen Sin-
ne falsch.Wählt er falsch, kriegt die Ge-
schichte vomAufstieg eines neuen baye-
rischen Helden einen peinlichen
Knacks. Der Held lässt vorsichtshalber
erstmal ein halbesDutzendParteifreun-
de vor, andenen sichderVolkszorn abar-
beiten kann. Unwidersprochen bleibt

dann seine Feststellung: „Also sam-
mama so: Die Lage ist schon schwieri-
ger, als wir glauben.“ So schwierig, dass
er sich ins Agrarwesen persönlich ver-
tieft habe, inklusive der Befassung mit
„Schleppschläuchen und Pralltellern“.
Es geht dabei, für die Städter unter uns,
um Vorrichtungen, um die Gülle aufs
Feld zu bringen. Die Zuhörerschaftwür-
digt die ministerpräsidiale Fortbildung
nur zögerlich. Sie will Taten sehen. „Sie
sind der Chef!“, ermuntert ihn ein Spre-
cher derDemonstranten. Söder guckt sö-
derbissig. „Also, was stimmt, ich bin der
Chefhier.“Dannkriegt er dochnochden
Dreh hin zur Kabinettsumbildung: Man
müsse wohl beizeiten „aus
Bayern aus auch wieder
versuchen, den Landwirt-
schaftsminister in Berlin zu
stellen“. bib
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Der Konflikt zwischen
USA und Iran schreckt
die Anleger weiter ab.
Der deutsche Leitindex
fällt auf 13126 Punkte.
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Hinter sehr vielenWolken
zeigt sich die Sonne selten.
Vereinzelt regnet es

nieselig oder auch etwas stärker.
Dazuweht ein schwacherWind.

E ndlich Bewegung! Nachdem Tage
vergangen sind, ohne dass eine
groß angelegte Initiative deutlich

geworden wäre, haben sich die Europäer
jetzt endlich zum Iran-Konflikt verhal-
ten, der doch ein großer Krieg werden
kann. Sich „Deeskalation“ zu wünschen,
ist das eine, an ihr zu arbeiten, das an-
dere, weiterführende. In dieser Situation
darf Europa nicht versagen. Das ist jetzt
wirklich einmal alternativlos, wie Angela
Merkel sagen würde.
Zumal Europa in der Pflicht ist. Dabei

geht es weniger um Selbstachtung, das
auch, als vielmehr um strategische Um-
sicht. Nicht vergessen: Acht Jahre hat der
vormalige Außenminister Frank-Walter
Steinmeier mit anderen in der Sechser-
Gruppe (die fünf UN-Vetomächte plus
Deutschland)umdasAtomabkommenge-
rungen, das den Iran davon abhielt, Nu-
klearwaffen herzustellen. Manchmal
kurz vor dem Durchbruch, häufiger vor
demAbbruchunddemendgültigenSchei-
tern. Immer wieder mussten lose Fäden
neu verknüpft werden, um die Fortset-
zung der mühseligen Verhandlungen
möglich zumachen.AmEnde, nach einer
letzten Anstrengung über Wochen, Wo-
chenenden und Monate in Genf und
Wien, der dann schon unerwartete
Durchbruch der Vernunft. John Kerry,
dem seinerzeitigen US-Außenminister,
kamen bei der Unterschrift im Juni 2015
die Tränen. „Unterschätzen wir die Be-
deutung dieses Tages nicht“, sagte Kerry
vor seiner Unterschrift, „mit diesem Ab-
kommenwerdenwir einen Krieg vermie-
den haben, der unvermeidlich gekom-
men wäre.“
Natürlich ist,war dasAbkommennicht

die endgültige Lösung für die komplexe
Problemlage im Mittleren Osten. Der
Iran hat sich auch nicht durch seine Un-
terschrift gewandelt. Aber es war ein An-
fang, eine ersteGrundlage für einen ande-
renUmgangmiteinander. Jetzt geht es da-
rum, neue Brücken zu bauen, denn die
Situation ist zurückgeführt zum Zustand
des drohenden Krieges. Und wieder
kommt auf Deutschland eine besondere
Verantwortung zu, allein schon wegen
des Umstands, dass Israel bei einem
Krieg der erste Leidtragende wäre.
Die Bundesregierung ist häufig genug

die Brücke zwischen den Spielern auf un-
terschiedlichen Seiten.DieVereintenNa-
tionen, da vor allem der Sicherheitsrat,
dessen Mitglied Deutschland ist, die Eu-
ropäischeUnion, dieGruppe 5+1 –Berlin
muss seineAutorität als Brückenbauer re-
vitalisieren, auch um mögliche Mediato-
ren zu finden und zu ermuntern. Gerade
weil die Lage heute bedrohlicher ist als
zu jedem Zeitpunkt während der schwie-
rigen Verhandlungen früher, müssen
schnell neue Anstrengungen unternom-
men werden.
Der amtierende deutscheAußenminis-

ter Heiko Maas hat sich tatsächlich erst
rund 15 Stunden nachdemdie Raketen in
GeneralQassemSoleimanis Fahrzeugein-
geschlagen waren, gemeldet. Und das
dann auch mit eher hilf- und ratlos wir-
kenden Appellen, nicht etwa schon aus
dem Flugzeug oder auch nur mit der For-
derung nach einer Dringlichkeitssitzung
desWeltsicherheitsrats.
Die nötige Beweglichkeit fehlt bisher.

Sie erfordert womöglich einen Perspek-
tivwechsel. Neben den Anlaufstationen
Paris, London und Brüssel muss es eine
Pendeldiplomatie geben: nach Washing-
ton, um herauszufinden, was die US-Ad-
ministration vorhat; dazu unbedingt nach
RusslandundChina, aber auch in dieTür-
kei. Moskau und Peking sind diejenigen,
die unbedingt für einen Friedensanlauf
gewonnen werden müssen, um dem Iran
klarzumachen, dass von ihnen keinerlei
Unterstützung zu erwarten ist, wenn er
einen Krieg führt. In Ankara wiederum
ist zu erfahren, was genau in der Region
vor sich geht. Und am Ende geht es dann
in den Iran.
Hans-Dietrich Genscher, der Meister

des Pendelns, wäre längst unterwegs.
Wenn der Westen noch an seiner Idee
hängt, das Mullah-Regime in Teheran
durch Integration zu beeinflussen, gilt
die Devise: Politik entsteht aus der Bewe-
gung heraus.

Der Tag, an dem…

der Schleppschlauch Söder bremste
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Berlin -Nach der Tötung des iranischen
Generals Qassem Soleimani durch einen
amerikanischen Raketenangriff im Irak
schwindendieChancen rapide, dasAtom-
abkommen mit Teheran noch zu retten.
Außenminister Heiko Maas (SPD) und
EU-Außenbeauftragter Josep Borell
mahnten Teheran, die Vereinbarung wei-
ter einzuhalten, die das Land am Bau von
Atomwaffen hindern soll. Der Iran hatte
am Sonntag die „fünfte und letzte Phase“
des Rückzugs aus dem Abkommen ange-
kündigt. Die Bundesregierung rechnet
nach InformationendesTagesspiegels da-
mit, dass Teheran seine Ankündigung
wahr machen und über die zulässigen
Grenzen hinaus Uran anreichern wird.

Maas erklärte, dass ein solcher Schritt
Folgen haben werde. „Das, was der Iran
jetzt angekündigt hat, werden wir nicht
einfachsoachselzuckendhinnehmenkön-
nen“,sagteerimDeutschlandfunk.Verifi-
zierte Verstöße führen dem 2015 ge-
schlossenenAbkommenzufolge in einem
mehrstufigen Prozess dazu, dass Sanktio-
nengegendenIranwieder inKraft treten.
Nach der jüngsten Eskalation sehen Si-

cherheitsexperten das Abkommen als ge-
scheitert an. Damit steigt auch die Ge-
fahr, dass in derRegion ein atomarerRüs-
tungswettlauf ausbricht.Vor allemSaudi-
Arabien dürfte dann nach Nuklearwaffen
streben. Der frühere Präsident des Bun-
desnachrichtendienstes, August Han-
ning sagte im Gespräch mit dem Tages-
spiegel: „Ich gebe dem Nuklearabkom-

men keine Chance mehr.“ Er rechne da-
mit, dass der Iran „sein ambitioniertesRa-
ketenprogramm fortsetzen wird und un-
abhängig vom Nuklearabkommen seine
technischen Fähigkeiten mit dem Ziel
weiterentwickelt, Nuklearwaffen herzu-
stellen zu können“.Der Iran habe „dieKa-
pazitäten zur Anreicherung von Uran in
letzterZeit deutlich erhöht undeineTech-
nik entwickelt, die es ermöglicht, dieZeit-
spanne für die Anreicherung waffenfähi-
gen Urans erheblich zu verkürzen – ver-
mutlich auf nur noch ein Jahr“, sagteHan-
ning, der sich gegen die nukleare Aufrüs-
tung des Regimes engagiert. Hanning ist
Vorstandsmitglied der US-Organisation
„UnitedAgainstNuclear Iran“, der Politi-
ker und einstige Militärs sowie Geheim-
dienstler angehören.

Nach dem US-Ausstieg aus dem Ver-
trag 2018 habe sich der Iran bereits
schrittweise aus diesem verabschiedet,
sagte der Atomexperte Oliver Thränert
von der Eidgenössischen Technischen
Hochschule Zürich dem Tagesspiegel:
„Daher waren die Chancen, das Abkom-
men inGänze zuerhalten, bereits seitWo-
chen sehr gering. Jetzt sind sie gleich
null.“ Zur zeitlichen Dimension einer
möglichen atomaren Aufrüstung sagte
der Experte: „Sollte Iran sich, ohne dass
es dafür zurzeit konkrete Anhaltspunkte
gibt, für ein atomares ,Crash-Programm‘
entscheiden, würde dies eher Monate als
Jahre benötigen.“ Nach dem USAusstieg
hattendieEuropäerversucht,denVertrag
zu retten. AmSamstagwill KanzlerinAn-
gelaMerkelmitRusslandPräsidentWladi-

mir Putin treffen, um „über die aufgebro-
chenenKonfliktherde“ zu reden.
VerwirrunggabesamspätenAbendum

einenBriefdesGeneralsderUS-Marinein-
fanterie, William Seely, der den Irak-Ein-
satz der Anti-IS-Koalition kommandiert,
nach dem angeblich ein Abzug der Trup-
penausdemIrakbevorstehe.US-Verteidi-
gungsminister Mark Esper erklärte spä-
ter,esgebekeinePlänezumAbzug.Mögli-
cherweisegingesindemBriefandie iraki-
sche Regierung nicht um einen Abzug,
sondern eineVerlegung vonTruppen.
An der Trauerfeier für den getöteten

iranischenGeneralQassemSoleimani be-
teiligten sich in Teheran und anderen
Städten Millionen von Menschen.

— Seite 2
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Berlin - Bevor am 15. Januar die parla-
mentarische Beratung über das Gesetz
zur Mietenbegrenzung beginnt, dringt
die landeseigene Investitionsbank Berlin
(IBB) auf Änderungen. In einer Mail, die
an die Fraktionsvorsitzenden von SPD,
Grünen und Linke im Abgeordnetenhaus
ging, fordern die IBB-Vorstände Jürgen
Allerkamp und Angeliki Krisilion „wich-
tige Änderungen im Gesetz“. Diese seien
„zwingend erforderlich, um eine Welle
von Anträgen zu vermeiden, die uns als
leistungsfähige Förderbank lähmen und
zu erheblichen Reputationsschäden für
die IBB und das Land führen werden“.
Die Forderungen seien mit den drei Se-

natsmitgliedern im Verwaltungsrat, Ra-
mona Pop, Katrin Lompscher und Mat-
thias Kollatz abgestimmt.
Die Änderungswünsche beziehen sich

vor allem auf Punkte, in denen es um die
Härtefälle unter den Vermietern geht. So
will die Bank verhindern, dass Vermieter
für sich einen Härtefall beantragen, an-
statt gegen die verordnete Mietabsen-
kung vorzugehen. Zudemwill die Investi-
tionsbank eine Grenze für Bagatellfälle
ziehen: Erst bei einer Mietsenkung ab 50
Cent pro Quadratmeter Wohnfläche sol-
len Härtefallanträge möglich sein.  Tsp

— Seite 7

Von Stephan-Andreas Casdorff

Istanbul -Mit der EntsendungvonSolda-
ten nach Libyen läutet die Türkei eine
neue Phase des Konflikts in dem Bürger-
kriegsland ein. Der türkische Staatspräsi-
dent Recep Tayyip Erdogan gab am spä-
ten Sonntagabend in einem Interviewdes
Senders CNN Türk zu verstehen, erste
Truppen seien bereits entsandt worden.
Das türkische Militär will Erdogan zufol-
ge ranghohes Personal entsenden, darun-
ter aucheinenGeneral.Das türkischePar-
lament hatte Erdogan dafür am Donners-
tag grünes Licht gegeben.
ErdoganwillmitderInitiativedieRegie-

rung des libyschen Ministerpräsidenten
Fajis al Sarradsch in Tripolis stützen.

Diese liefert sich einen Machtkampf mit
demeinflussreichenGeneral ChalifaHaf-
tar. Erdogan hatte zuvor gesagt, er han-
dele in Libyen auf Einladung Sarradschs.
FürdieInitiative,Militärhilfezuschicken,
war er von der türkischen Opposition,
aber auch aus Ägypten und Russland ge-
rügt worden. Beide Länder stehen aufsei-
tenHaftars.DerTürkeigehtesbeiderKo-
operation mit Libyen um Interessen im
Mittelmeerraum. Hier fühlt sich die Tür-
keiimStreitumErdgasvorkommenimMit-
telmeer vonanderenAnrainerstaatenwie
Griechenland ausgebootet.  dpa

— Meinungsseite
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Reformen und neues
Internet: Wie Kuba sich
wandelt – Seite 21

Weinstein
vor
Gericht

Investitionsbank schlägt
beimMietendeckel Alarm

Türkei schickt erste Soldaten
nach Libyen

Sieger.
Skisprin-
ger Dawid
Kubacki
gewinnt
die 68.
Vierschan-
zentour-
nee.
Seite 19

Von Frank Jansen und Hans Monath

Ex-BND-Chef: Iran auf demWeg zur Atommacht
Bundesregierung und Experten geben Abkommen keine Chance mehr / Millionen bei Trauerfeier für General in Teheran
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